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Rechtliche Besonderheiten für Schwangere und frischgebackene Eltern am Arbeitsplatz

Simone Wetzstein, inwiefern müssen 
(potenzielle) Arbeitgebende über die eigene 
Schwangerschaft informiert werden?
Im Bewerbungsprozess müssen Bewerbende grund-
sätzlich über sämtliche Umstände informieren, 
welche sie zur Erbringung der vertraglichen Ar-
beitsleistung als objektiv ungeeignet erscheinen 
lassen. Sofern mit Blick auf die Tätigkeit die Of-
fenlegung einer Schwangerschaft nicht geboten 
erscheint, die potenzielle Arbeitgeberin dennoch 
danach fragt, darf eine stellensuchende Schwange-
re die Frage unter Umständen falsch beantworten 
(sogenanntes Notwehrrecht der Lüge). In einem 
Arbeitsverhältnis steht die Schwangere hingegen 
in einem Vertrauensverhältnis zum Arbeitgeben-
den und muss diesen aufgrund ihrer Treuepflicht 
über die Schwangerschaft informieren – in der Re-
gel nach der zwölften Schwangerschaftswoche.

Welche besonderen Rechte stehen 
Schwangeren und stillenden 
Müttern am Arbeitsplatz zu?
Neben dem Kündigungsschutz während der gesam-
ten Schwangerschaft und 16 Wochen nach der Ge-
burt haben Schwangere Anspruch auf den Schutz 
ihrer Gesundheit und der Gesundheit ihres Kindes. 
Insofern geniessen sie besondere Arbeits- und Ru-
hezeiten sowie Gesundheitsschutz bei bestimmten 
Tätigkeiten. Weiter dürfen Schwangere auf blos-
se Anzeige hin von der Arbeit fernbleiben oder die 
Arbeit verlassen. In diesem Fall haben Arbeitge-
bende aber keine Lohnfortzahlungspflicht, aus-
ser, die Arbeitnehmerin legt ein ärztliches Zeug-
nis vor. Schliesslich stehen stillenden Müttern im 
ersten Lebensjahr des Kindes bezahlte Stillzei-
ten respektive bezahlte Zeit zum Abpumpen zu.

Inwiefern kann es für schwangere oder stillende 
Mitarbeitende zu einem Beschäftigungs- 
verbot am Arbeitsplatz kommen?
Dazu kann es insbesondere kommen, wenn in ei-
nem Betrieb, in dem gefährliche oder beschwerli-
che Arbeiten verrichtet werden, keine oder nur eine 
ungenügende Risikobeurteilung durch ASA-Spe-
zialisten vorliegt. Umso wichtiger sind solche Ab-
klärungen durch Fachpersonen, zumal Arbeitge-
bende bei einem Beschäftigungsverbot auch eine 
Lohnfortzahlungspflicht von 80 Prozent trifft.

Gibt es in der Schweiz eine Elternzeit? 
Nein. Es gibt jedoch einen Mutterschaftsurlaub von 
14 Wochen respektive einen Vaterschaftsurlaub von 
zwei Wochen. Gesetzlich ist vorgesehen, dass Eltern 
während dieser Zeit 80 Prozent ihres versicherten Ge-
halts erhalten, höchstens aber 196 Franken pro Tag.

Was muss bei einer allfälligen Kündigung von 
frischgebackenen Eltern beachtet werden?
Eine ordentliche Kündigung kann bei Frauen erst 
16 Wochen nach der Geburt rechtsgültig ausgespro-
chen werden. Beim Vorwurf einer diskriminieren-
den Kündigung – d.h. eine Kündigung, die haupt-
sächlich erfolgte, weil eine Arbeitnehmerin etwa eine 
Frau ist oder Kinder hat – kann es für die Klagen-
de prozessual sogar zu einer Beweislasterleichterung 
kommen: Unter Umständen muss die diskriminie-
rende Kündigung nur glaubhaft gemacht werden. Es 
liegt dann am Arbeitgebenden, voll zu beweisen, dass 
tatsächlich andere, nicht diskriminierende Grün-
de zur Kündigung geführt haben. Deshalb emp-
fiehlt sich bei Kündigungen generell, gut zu doku-
mentieren, weshalb diese ausgesprochen wurden.

Mehr Informationen unter  
www.walderwyss.com/de/ 
anwaelte/simone.wetzstein

Eine Schwangerschaft bringt nicht nur Veränderungen im Privatleben mit sich, sondern auch im Arbeitsalltag.  
Simone Wetzstein, Rechtsanwältin und Managing Associate bei Walder Wyss, geht im Interview mit «Fokus» ins Detail.
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Bei diskriminierenden Kündigungen 
kann es zu einer Umverteilung der 
Beweislast kommen. Es ist wichtig, die 
Kündigungsgründe gut zu dokumentieren.

Was ist mit «elterlicher Sorge» gemeint,  
was mit «Obhut»?

Verwenden Rechtsgelehrte Begriffe, haben diese mit der Alltagsbedeutung der Wörter oft nur am Rande zu tun. Es überrascht deshalb nicht, 
dass die juristische Bedeutung eines Begriffs für einen Nichtjuristen nicht auf Anhieb transparent ist. Es herrscht eine regelrechte  

«babylonische Sprachverwirrung» zwischen Juristen und Nichtjuristen. Das ist auch im Familienrecht und speziell im Kindsrecht nicht anders. 

S o trifft man in der familienrechtlichen Anwalts-
Praxis immer wieder Missverständnisse darüber 
an, was die «elterliche Sorge» und was die «Ob-

hut» bedeuten. Obwohl beide das rechtliche Verhältnis 
der Eltern zu ihren minderjährigen Kindern betreffen, 
haben sie im Grunde nur wenig Berührungspunkte.

Die aus der früheren «elterlichen Gewalt» hervorge-
gangene elterliche Sorge ist die Gesamtheit der elter-
lichen Verantwortung und der Befugnisse der Eltern 
gegenüber dem Kind. Sie sorgen für seine Erziehung, 
sind seine gesetzlichen Vertreter und kümmern sich 
um die Verwaltung seiner Finanzen. Sie schliessen 
für das Kind Versicherungen ab, eröffnen ein Spar-
konto oder vertreten seine Interessen vor Gericht. 

Sorgeberechtigte Eltern treffen die Grundsatzent-
scheidungen im Leben des minderjährigen Kin-
des. Sie geben ihm seinen Namen, bestimmen über 
seine schulische und berufliche Ausbildung, sei-
ne religiöse Erziehung und medizinische Eingrif-
fe. Sie bestimmen auch über seinen Aufenthalts-
ort. Das Sorgerecht ist aber kein Herrschaftsrecht, 
sondern das «Exklusiv»-Recht und die Pflicht, für 

das Wohl des Kindes zu sorgen und seine Entwick-
lung zum selbstständigen Erwachsenen zu fördern.

Grenze der elterlichen Sorge bildet das Persönlich-
keitsrecht des minderjährigen Kindes. Sobald es 
urteilsfähig ist, d.h. ca. ab zwölf Jahren, hat es in vie-
len Belangen ein Mitsprache- oder sogar Mitbestim-
mungsrecht. Beispielsweise können dann medizinische 
Behandlungen nicht gegen seinen Willen durchgeführt 
werden. Es darf sich auf das Arztgeheimnis berufen 
und vom behandelnden Arzt verlangen, den Eltern 
keine Auskünfte zu erteilen, wenn seine Intimsphä-
re betroffen ist. Zu beachten ist, dass Urteilsfähig-
keit relativ ist. Je nach Reife des Kindes und konkreter 
Fragestellung ist sie unterschiedlich zu beurteilen.

Wegweisend war die Einführung der gemeinsamen 
elterlichen Sorge als Regelfall im Jahr 2014. Zuvor 
kam sie bei unverheirateten und geschiedenen Eltern 
kaum vor. Meist entschied die alleinsorgeberechtigte 
Mutter allein über alle Kinderbelange. Die gemeinsa-
me elterliche Sorge erscheint heute als Selbstverständ-
lichkeit. Nicht selbstverständlich ist die Ausübung der 
gemeinsamen elterlichen Sorge, wenn sich unverhei-
ratete Eltern trennen oder Eltern geschieden sind. Es 
kann herausfordernd sein, in solchen Fällen einver-
nehmlich Entscheidungen für das Kind zu treffen. 

Falls sich Eltern nicht einigen können, können sie 
zwar an die Kindesschutzbehörde (KESB) oder das 
Gericht gelangen. Die KESB fällt aber nur dann 
einen «Stichentscheid», wenn das Kindeswohl ge-
fährdet ist. Gemäss Bundesgericht muss die KESB 

beispielsweise entscheiden, falls sich Eltern darüber 
streiten, ob ihr Kind gegen Masern geimpft werden 
soll. Die KESB wird hingegen kaum darüber ent-
scheiden, auf welche Privatschule das Kind gehen 
soll oder ob es eine riskante Sportart ausüben darf. 

Oft zu Konflikten führt das gemeinsame Aufenthalts-
bestimmungsrecht. Dabei geht es um die Festlegung 
des dauernden, nicht eines vorübergehenden Aufent-
halts des Kindes. Während der eigenen Betreuungs-
zeit, auch in den Ferien, kann jeder Elternteil selbst 
bestimmen, wo sich das Kind aufhält. Eingreifen kann 
ein Elternteil höchstens dann, wenn der andere in den 
Ferien mit dem Kind in ein Risikogebiet reisen will 
und dadurch das Kindeswohl gefährdet wird. Zu-
dem verlangen viele Länder aufgrund ihrer eigenen 
Gesetze, dass der allein reisende Elternteil mit Kind 
eine Vollmacht des anderen Elternteils mitbringt. 

Geht es um einen dauernden Aufenthaltswechsel, gilt 
die gemeinsame Aufenthaltsbestimmung ebenfalls nur 
eingeschränkt. Beispielsweise wird das Gericht dem 
hauptbetreuenden Elternteil in der Regel den Weg-
zug ins Ausland zusammen mit dem Kind erlauben. 
Auch eine eigenmächtige Verlegung des Aufenthalts 
des Kindes im Inland bleibt oft sanktionslos. Die ge-
mäss Gesetz erforderliche Zustimmung des ande-
ren Elternteils bleibt hier im Ergebnis wirkungslos. 

Nicht jeder Entscheid muss zum Glück gemein-
sam getroffen werden. Trotz gemeinsamer elterlicher 
Sorge darf ein Elternteil allein entscheiden, wenn 
es um alltägliche oder dringliche Angelegenheiten 

geht. Alltäglich sind Fragen rund um die Ernäh-
rung des Kindes, seine Bekleidung, die Gesund-
heitspflege oder übliche Freizeitaktivitäten. Dieses 
Alleinentscheidungsrecht ist bei getrenntleben-
den Eltern mit gemeinsamer elterlicher Sorge von 
grosser Bedeutung, damit nicht jeder Bagatellent-
scheid wegen Uneinigkeit der Eltern blockiert wird. 

Anders als die elterliche Sorge beschreibt die Obhut 
eine faktische Situation. Es geht dabei um die Frage, 
bei welchem Elternteil das Kind im Alltag lebt. Sind 
Eltern bei der Trennung uneinig, müssen Gericht oder 
KESB darüber entscheiden, bei welchem Elternteil 
das Kind nach der Trennung leben soll. Zusammen 
mit der Obhut wird über die konkreten Betreuungs-
anteile entschieden, d.h. an welchen Tagen und zu 
welchen Zeiten ein Elternteil betreut. Die gemein-
same elterliche Sorge gibt dabei keinen Rechtsan-
spruch auf gleiche Betreuungsanteile. Gericht oder 
KESB müssen aber auf Antrag prüfen, ob in dieser 
Situation die alternierende Obhut, d.h. ein Betreu-
ungsmodell mit mehr oder weniger gleichen Betreu-
ungsanteilen, für das Kindeswohl das richtige ist. Das 
Kind lebt dann sozusagen bei beiden Elternteilen. 

Auf den ersten Blick ist die elterliche Sorge das 
komplexere Rechtsinstitut. Für die gelebte El-
tern-Kind-Beziehung ist die Betreuung im All-
tag aber die wichtigere Frage. Damit lässt sich 
erklären, dass die alternierende Obhut in den letz-
ten Jahren einen starken Aufschwung erlebt hat. 
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